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Preußiſche Sefehfammlung 


1925 Ausgegeben zu Berlin, den 18. Juni 1925 Nr. 15 


St t: Geſetz, betreffend die Bereitſtellung weiterer Geldmittel für die nach dem Geſetze vom 12. Auguſt 19055 (Geſetzſamml. S. 335) 
Inha durchzuführende Regelung der Hochwaſſer⸗, Deich und Vorflutverhältniſſe an der oberen und mittleren Oder, S. 69. — 
Geſetz über die Abfindung von Inhabern des Polizeiverſorgungsſcheins, S. 69. 


(Nr. 12968.) Geſetz, betreffend die Bereitſtellung weiterer Geldmittel für die nach dem Geſetze vom 
12. Auguſt 1905 (Geſetzſamml. S. 335) durchzuführende Regelung der Hochwaſſer⸗, Deich⸗ 
und Vorflutverhältniſſe an der oberen und mittleren Oder. Vom 6. Juni 1925. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
8 1. 

(1) Die durch das Geſetz, betreffend die Bereitſtellung weiterer Geldmittel für die nach dem 
Geſetze vom 12. Auguſt 1905 (Geſetzſamml. S. 335) durchzuführende Regelung der Hochwaſſer⸗ 
Deich⸗ und Vorflutverhältniſſe an der oberen und mittleren Oder vom 24. April 1923 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 136) zunächſt auf 5159 Millionen Mark erhöhte Bauſumme wird um weitere 
3700000 Goldmark erhöht. 

(2) Wegen Beteiligung der Provinzen und Heranziehung der öffentlichen Verbände und Korpo⸗ 
rationen finden die Vorſchriften der Geſetze vom 12. Auguſt 1905 (Geſetzſamml. S. 335), vom 
12. Januar 1921 (Geſetzſamml. S. 341) und vom 24. April 1923 (Geſetzſamml. S. 136) ent⸗ 
ſprechende Anwendung. Das gleiche gilt für die Einnahmen, die ſich aus der Verwertung der 
aus Mitteln dieſes Geſetzes erworbenen unbeweglichen und beweglichen Werte ergeben. 

i a 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im $ 1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits 
zu beſchaffen. Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des auf⸗ 
genommenen Schuldkapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder 
zur Verrechnung auf bewilligte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hun⸗ 
dert der zur Tilgung der Schuld aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge 
anzuſetzen. 8 3 


Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 6. Juni 1925. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Steiger. Höpker Aſchoff. 


(Nr. 12969.) Geſetz über die Abfindung von Inhabern des Polizeiverſorgungsſcheins. Vom 10. Juni 1925. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


8 
Inhaber des Polizeiverſorgungsſcheins ($ 34 Nr. 1 und 2 des Schutpoltzeibeamtengeſetzes 
vom 16. Auguſt 1922 — Geſetzſamml. S. 251 —), die auf Grund der Perſonal⸗Abbau⸗Ver⸗ 
ordnung des Reichs vom 27. Oktober 1923 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 999) oder der nach Artikel 18 
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der vorgenannten Verordnung ergangenen Perſonal⸗Abbau⸗Verordnungen der Länder und Gemeinden 
ohne Gewährung von Wartegeld oder Ruhegehalt entlaſſen werden, können auf Antrag gegen 
Rückgabe des Polizeiverſorgungsſcheins eine einmalige Entſchädigung im Betrage von 2000 Reich, 
mark erhalten. F- 


Die Entſchädigung kann auch gewährt werden: 


a) Inhabern des Polizeiverſorgungsſcheins, die am 12. Februar 1924 (Tag des A 
tretens der Preußiſchen Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung vom 8. Februar 1924 — e 
ſamml. S. 73 —) bei Behörden vorgemerkt waren; 3 


p) Inhabern des Polizeiverſorgungsſcheins, die am 12. Februar 1924 bei Behörden nad 
nicht vorgemerkt waren, die aber den Polizeiverſorgungsſchein nach dem 31. März 1923 
erhalten haben; E 

e) Polizeiwachtmeiſtern (S. B.), die in der Zeit vom 3. November 1923 (Tag des In 
krafttretens der Verordnung des Reichs zur Abfindung von Verſorgungsanwärtern vom 
30. Oktober 1923 — Reichsgeſetzbl. 1 S. 1050 —) bis zur Verkündung dieſes Ger 
ſetzes an Stelle des Polizeiverſorgungsſcheins die Zulage zu den Übergangsgebührniſſen 
(§ 39 Sch.) gewählt haben, jedoch iſt dieſe auf die Entſchädigung anzurechnen; 


dq) Polizeiwachtmeiſtern (S. B.), die mit Anſpruch auf den Polizeiverſorgungsſchein gemäß 
§34 Nr.! und 2 des Schutzpolizeibeamtengeſetzes bis zum 31. März 1925 entlaffen werden. 


Neben der einmaligen Entſchädigung (Abs. I) wird eine andere Entſchädigung für den 
Polizeiverſorgungsſchein nicht gewährt. Die Entſchädigung wird nicht gewährt an Schutzpolizei 
beamte, die ruhegehaltsberechtigt find oder den Polizeiverſorgungsſchein auf Grund des § 34 Nr 9 
des Schutzpolizeibeamtengeſetzes erhalten haben. Mit der Annahme der Entſchädigung erliſcht die 
Anwartſchaft auf Anſtellung. 3 

§ 2: 

Der Antrag auf Gewährung der Entſchädigung iſt bei dem Regierungspräſidenten zu ftellen, 
und zwar von den im § 1 Abſ. 1 und 2 unter a und b Genannten ſpäteſtens innerhalb dreier 
Monate nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes oder innerhalb dreier Monate nach der auf Grund einer 
Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung erfolgten Entlaſſung, in dem unter $ 1 Abſ. 2d genannten Falle 
ſpäteſtens innerhalb dreier Monate nach der Entlaſſung aus der Schutzpolizei. 


$ 3. | 

Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. Die Ausführung 
beſtimmungen erläßt der Miniſter des Innern im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter. Falls 
die Vorſchriften des Reichs über die im § la, b, e und e der Anſtellungsgrundſätze vom 
26. Juni 1922 genannten Verſorgungsanwärter hinſichtlich der Entſchädigung bei Verzicht auf 
den Verſorgungsſchein geändert werden, wird der Miniſter des Innern ermächtigt, im Einvernehmen 
mit dem Finanzminiſter auch für die Inhaber des Polizeiverſorgungsſcheins entſprechende Vor, 
ſchriften im Wege der Verordnung zu erlaſſen. c 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. ö 3 


Berlin, den 10. Juni 1925. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff, 


zugleich für den Miniſter des Innern. 
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